
 
     

Der monatliche Newsletter                         rund um Steuern September 2019

kompakt

Liebe Leserin, 
lieber Leser,

in der sich verändernden Form der zu erbringenden 
Arbeitsleistung, die geprägt ist von der zunehmenden 
Flexibilität von Arbeitszeiten und auch Arbeitsorten, spielt 
das Arbeitszimmer sowohl bei Unternehmen als auch bei 
Arbeitgebern und Arbeitnehmern wieder eine größere 
Rolle. Die Grundsätze des unbeschränkten Abzugs der 
Kosten beim Mittelpunkt der gesamten beruflichen Tätig-
keit und die Beschränkung auf 1.250 Euro, soweit in der 
Firma kein Arbeitsplatz zur Verfügung steht, sind allgemein 
bekannt. Dass der Höchstbetrag bei nicht ganzjähriger 
Nutzung oder bei Nichtbeschäftigung nicht gekürzt wird, 
wurde auch noch einmal durch die Finanzverwaltung 
klargestellt. Dass der genannte Höchstbetrag auch bei 
mehreren häuslichen Arbeitszimmern nur einmal gilt, 
weil eine persönliche Zuordnung maßgebend ist, wurde 
meist nicht mehr bewusst wahrgenommen. Damit folgt 
aber auch eine Vervielfältigung des Betrages für Sie, 
wenn mehrere Personen in der Familie das Arbeitszimmer 
nutzen. Unverändert geblieben sind die Unschädlichkeit 
einer untergeordneten privaten Mitbenutzung (<10%) und 
die Nichtanerkennung einer sogenannten Arbeitsecke in 
privaten Räumen. Bei der Möglichkeit der Vermietung von 
Räumen an den Arbeitgeber, die vielfach erfolgen um die 
vorhandenen Einschränkungen zu vermeiden, müssen die 
Mietvereinbarung und die tatsächliche Nutzung deutlich 
von den Bedürfnissen des Arbeitgebers geprägt sein. 
Zur Vermeidung der Nichtanerkennung mit der Folge 
der Behandlung der Mieteinnahmen als vereinnahmtem 
Nettoarbeitslohn in diesen Fällen sind bereits im Vorfeld 
Beratungen notwendig. Bei Unternehmen ist eine nicht 
beabsichtigt eintretende Zuordnung von Teilen der privaten 
Immobilien zum Betriebsvermögen zu beachten. Auch 
aktuelle Urteile zu Pool- und heimischen Telearbeitsplät-
zen zeigen weitere zu beachtende Besonderheiten auf. 
Für Fragen und Anmerkungen stehen wir Ihnen gern zur 
Verfügung.

Arbeitszimmer
erfassender geldwerter steuerpflichtiger  Nutzungsvorteil.  Er ist 
monatlich  entweder mit 1% des Bruttolisten-Neupreises oder 
nach der Fahrtenbuchmethode zu berechnen. Auf eine tatsäch-
liche private Nutzung kommt es nicht an. Allein die Möglichkeit 
zur Privatnutzung reicht aus.
Für den Arbeitnehmer liegt die Bereicherung nach einem Urteil 
des Finanzgerichts Hamburg in den ersparten Aufwendungen für 
die private Unterhaltung eines gleichwertigen Fahrzeugs. Selbst 
wenn der Arbeitnehmer das Fahrzeug nicht nutzen sollte, erspart 
er sich die für das Fahrzeug anfallenden nutzungsunab-
hängigen Kosten.

Wer kostengünstig oder kostenlos Gegenstände erwirbt, um 
sie anschließend über eBay in Form von Versteigerungen 
mit Gewinn zu verkaufen, übt eine gewerbliche Tätigkeit 
aus. Dies ergibt sich aus einem Urteil des Hessischen                 
Finanzgerichts.
Die Klägerin will diese Entscheidung nicht akzeptieren. Sie 
ist der Auffassung, dass es sich bei ihrer Tätigkeit um eine 
reine Vermögensverwaltungstätigkeit gehandelt habe. Ihre 
Verkaufsaktivitäten habe sie nur zufällig, unprofessionell und 
ungeplant vorgenommen. Es habe sich um einen Zeitver-
treib bzw. ein Hobby gehandelt. Ob diese Argumentation 
Bestand haben wird, muss abgewartet werden. Der Bun-
desfinanzhof muss abschließend entscheiden.

➔  Einkommensteuer………………………………………

Steuerpflicht prüfen!

➔  Einkommensteuer……………………………………………

Überlassung zur Privatnutzung:
Steuerpflicht für Betriebs-PKW

Termine Oktober 2019*

Steuerart	 Fälligkeit  	 	Ende der Schonfrist bei Zahlung 
			  durch Überweisung1	   Scheck2

Bitte beachten Sie die folgenden Termine, zu denen die Steuern und 
Sozialversicherungsbeiträge fällig werden:

Die Kapitalertragsteuer sowie der darauf entfallende Solidaritätszuschlag 
sind zeitgleich mit einer erfolgten Gewinnausschüttung an den Anteils-
eigner an das zuständige Finanzamt abzuführen.

Sozialversicherung5	 28. 10. 2019	     entfällt	 entfällt

Kapitalertragsteuer
Solidaritätszuschlag

Umsatzsteuer4	 10. 10. 2019	 14. 10. 2019        7. 10. 2019

Lohnsteuer, Kirchensteuer
Solidaritätszuschlag3	 10. 10. 2019	 14. 10. 2019        7. 10. 2019

*Erklärungen siehe Seite 4

-Verkäufeebay

Überlässt ein Arbeitgeber seinem
Arbeitnehmer ein Fahrzeug 
zur privaten Nutzung, liegt
darin ein als Lohnzufluss zu
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➔  Einkommensteuer……………………………………………

Der Bundesfinanzhof musste sich zum wiederholten Mal mit 
der Abzugsfähigkeit von Aufwendungen für „Herrenabende“ 
beschäftigen:
Eine Rechtsanwaltskanzlei hatte in mehreren Jahren sog. Herren-
abende im Garten des namensgebenden Partners veranstaltet, bei 
denen jeweils über 300 Gäste unterhalten und bewirtet wurden. 
Dabei entstanden Aufwendungen für Musik, Veranstaltungstech-
nik und Bewirtung von rund 64 € pro Teilnehmer. Streitig war die 
Berücksichtigung als steuermindernde Betriebsausgabe.
Der Bundesfinanzhof stellte klar: Steht fest, dass ein abgrenz-
barer Teil der Aufwendungen beruflich veranlasst ist, bereitet 
seine Quantifizierung aber Schwierigkeiten, ist der Anteil unter 
Berücksichtigung aller maßgeblichen Umstände zu schätzen. 
Dies gilt auch, wenn im Rahmen eines Kanzleifests Mandanten, 
potenzielle Neu-Mandanten und Geschäftsfreunde eingeladen 
werden und nicht mehr rekonstruierbar ist, wer tatsächlich 
erschienen ist. Ferner gilt dies auch, wenn aufgrund der zahl-
reichen persönlichen und geschäftlichen Beziehungen zu den 
eingeladenen Gästen nicht abschließend beurteilt werden kann, 
bei welchem Gast von einer überwiegend beruflich veranlassten 
Einladung auszugehen ist.

LEASING

5 % der Leasingraten für die Benutzung beweglicher Wirtschafts-
güter sind auch bei refinanzierten Leasinggeschäften dem Ge-
winn aus Gewerbebetrieb hinzuzurechnen. Diese grundsätzliche 
Aussage traf der Bundesfinanzhof. Danach sind Leasingraten 
nach dem Unternehmensteuerreformgesetz 2008 ausdrücklich 
in die Hinzurechnungsvorschrift des Gewerbesteuergesetzes 
einbezogen worden. Eine gesetzeskonforme „Benutzung“ der 
geleasten Wirtschaftsgüter des Anlagevermögens liegt auch 
vor, wenn die Wirtschaftsgüter zum Zweck der Erzielung von 
Einkünften an weitere Personen verleast oder vermietet werden.
Geklagt hatte eine als Finanzdienstleistungsinstitut nach dem 
Kreditwesengesetz anerkannte Leasinggesellschaft. Sie ver-
äußerte die Leasinggüter an eine weitere Leasinggesellschaft, 
leaste sie von dieser Gesellschaft zurück, um sie anschließend 
an Endkunden weiter zu verleasen.

➔  Gewerbesteuer ………………………………………………

Hinzurechnung von Leasingraten
Besonderheit Refinanzierung

➔  Einkommensteuer …………………………………………

Ein Landwirt hatte sein Milchlieferrecht verpachtet, das sich 
auf Flächen bezog, deren Buchwert zum 30.  Juni 1970 in 
einem pauschalen Verfahren festgestellt worden war. Das 
Lieferrecht war 1984 mit Einführung der sog.  Milchquo-
tenregelung vom Grund und Boden als immaterielles Wirt-
schaftsgut „Milchlieferrecht“ mit 15.000 € abgespalten und 
bilanziert worden. Bei Ende des Pachtvertrags 2008 wurden 
33 % der sog. Referenzmenge zugunsten der Landesreserve 
entschädigungslos eingezogen. 67  % der Referenzmenge 
veräußerte der Landwirt. Den Buchwert des Milchlieferrechts 

setzte er in voller Höhe als Betriebsausgabe ab, weil er kein 
Milchlieferrecht mehr besaß.
Der Bundesfinanzhof erkannte den Betriebsausgabenabzug 
nur in Höhe von 67 % des Buchwerts an, weil nur dieser 
Teil der Referenzmenge veräußert worden war. Die Behand-
lung des restlichen Buchwerts hängt davon ab, ob sich der 
Grund und Boden bei Wegfall des Milchlieferrechts noch im 
Betriebsvermögen befindet. Sollte dies der Fall sein, ist der 
Restbuchwert dem Buchwert des Grund und Bodens hinzu-
zurechnen. Falls nicht, handelt es sich um einen Verlust, der 
wegen einer Sonderregelung für zum 30. Juni 1970 bewertete 
landwirtschaftliche Flächen steuerlich nicht abzugsfähig ist.
Hinweis: Die Milchquotenregelung ist zum 31. März 2015 
ersatzlos weggefallen.

Milchlieferrecht
Behandlung nach Pachtende

Kosten der Firmenfeier
Aufteilung durch Schätzung 

Eine GmbH vermietete ein Gebäude zum Betrieb einer Zahnarzt-
praxis an eine Ärztegemeinschaft. In dem Mietvertrag verein-
barten die Parteien, dass neben der Gebrauchsüberlassung der 
Räumlichkeiten insbesondere bewegliche Wirtschaftsgüter mit 
überlassen werden, die für eine funktionsfähige Zahnarztpraxis 
erforderlich sind. Die GmbH war der Ansicht, dass dies eine 
umsatzsteuerfreie Vermietungsleistung darstelle. Das Finanzamt 

➔  Umsatzsteuer ………………………………………………

Vermietung einer Zahnarztpraxis
Umsatzsteuer?

widersprach.Das Finanzgericht München gab dem Finanzamt 
Recht. Die GmbH hatte die Räumlichkeiten sowie die Ausstattung 
für die funktionsfähige Zahnarztpraxis durch einen einheitlichen 
Vertrag überlassen. Dieser sah keine Aufteilung des zu zahlenden 
Entgelts für die Überlassung der Räumlichkeiten sowie der Pra-
xisausstattung vor. Das Finanzgericht kam daher im Streitfall zu 
dem Ergebnis, dass es sich bei der Überlassung des Inventars nicht 
um eine bloße Nebenleistung zur Raumüberlassung handelt, da 
die Überlassung der voll funktionsfähigen Praxisausstattung für 
die Beteiligten bedeutender ist als die reine Raumüberlassung. 
Es handelt sich im Ergebnis um eine eigenständige und einheit-
liche Leistung besonderer Art. Diese ist dem umsatzsteuerlichen 
Regelsteuersatz zu unterwerfen.



Seite 3  n  kompakt  n  Ausgabe September 2019
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Ein Arbeitnehmer konnte seinen Urlaubsanspruch für zwei Jahre 
wegen Krankheit und späterer Schwerbehinderung nicht einlösen. 
Den entstandenen Urlaubsabgeltungsanspruch berücksichtigte 
das Finanzamt als Einkünfte aus nichtselbständiger Arbeit. Der 
Arbeitnehmer meinte, der Abgeltungsanspruch sei ein Schadens-
ersatzanspruch, der nicht einkommensteuerbar sei.
Das Finanzgericht Hamburg folgte der Auffassung des Finanzamts.
Arbeitslohn sind alle Einnahmen, die dem Arbeitnehmer aus dem 
Dienstverhältnis zufließen. Der Arbeitnehmer hat die Zahlung des 
Urlaubsabgeltungsanspruchs wegen seiner geleisteten Arbeit 
vom Arbeitgeber erhalten, nicht wegen einer Verletzung von 
Arbeitgeberpflichten. Es handelt sich bei der Entschädigung für 
nicht gewährten Urlaub um eine nachträgliche Lohnzahlung. 
Unerheblich ist, wie die Zahlung bezeichnet wird. Der Urlaubsab-
geltungsanspruch kann daher auch als Entschädigungsanspruch 
bezeichnet sein. Es lagen auch keine außerordentlichen Einkünfte 
vor. Weder war es eine Entschädigung, noch handelte es sich um 
eine Vergütung für mehrjährige Tätigkeiten. Die Urlaubsabgel-
tungsansprüche für zwei Jahre flossen nur in einem Jahr zu. Sie 
waren aber kein Entgelt für eine mehrjährige Tätigkeit.

Aufwendungen eines Arbeitnehmers für Fahrten zwischen 
Wohnung und erster Tätigkeitsstätte sind nur mit einer Ent-
fernungspauschale von 0,30 € je Entfernungskilometer als 
Werbungskosten anzusetzen. Erste Tätigkeitsstätte ist die 
ortsfeste betriebliche Einrichtung des Arbeitgebers, der der 
Arbeitnehmer dauerhaft zugeordnet ist. Von einer solchen Zu-
ordnung ist auszugehen, wenn der Arbeitnehmer unbefristet 
über einen Zeitraum von 48 Monaten hinaus an einer solchen 
Tätigkeitsstätte tätig werden soll. Fahrten zu Einsatzstellen, 
die keine erste Tätigkeitstätte sind, können bei Benutzung 
eines Pkw pauschal mit 0,30 € je gefahrenen Kilometer als 

Dienstreise angesetzt werden, also dem doppelten Betrag der 
Entfernungspauschale.

In einem vom Finanzgericht Münster entschiedenen Fall war 
die erste Tätigkeitsstätte eines Arbeitnehmers streitig, der 
bereits seit mehr als 48 Monaten ununterbrochen bei einem 
Kunden seines Arbeitgebers eingesetzt war. Mit dem Kunden 
waren aber weder Verträge über einen Zeitraum von mehr als 
48 Monaten geschlossen worden, noch konnte bei Beginn 
des jeweiligen Auftrags prognostiziert werden, ob er länger 
dauern würde. Der Arbeitnehmer konnte folglich nicht davon 
ausgehen, dass er länger als 48 Monate beim Kunden ein-
gesetzt wird. Das Gericht entschied deswegen, dass er beim 
Kunden keine erste Tätigkeitsstätte hatte und die Fahrtkosten 
mit 0,30 € je gefahrenen Kilometer ansetzen konnte.

Erhält ein ehrenamtlicher Betreuer aus der Landeskasse eine 
Aufwandsentschädigung für seine Tätigkeit, ist diese nach Auf-
fassung des Finanzgerichts Baden-Württemberg nur in Höhe 
des Übungsleiterfreibetrags von 2.400  € pro Jahr steuerfrei. 
Die entsprechende einschränkende Spezialvorschrift gehe der 
allgemeinen Vorschrift zur Steuerbefreiung für aus Bundes- oder 
Landeskassen gezahlte Bezüge für Aufwandsentschädigungen 
vor, so das Gericht.
Der Bundesfinanzhof muss abschließend entscheiden.

In der betrieblichen Altersversorgung wird eine Hinterbliebe-
nenversorgung nur an den Ehepartner, den eingetragenen Le-
benspartner, den namentlich benannten Lebensgefährten oder 
die waisenrentenberechtigten Kinder ausgezahlt. Sind keine 
solchen Hinterbliebenen vorhanden, wird ein sog. Sterbegeld 
an die Erben geleistet.

Ein Elternpaar erhielt als Gesamtrechtsnachfolger ihres verstor-
benen Sohns Sterbegeld. Der Arbeitgeber des Sohns hatte für 
diesen eine betriebliche Altersversorgung abgeschlossen. Be-
zugsberechtigt waren im Todesfall die Hinterbliebenen. Der Sohn 
hatte keine Hinterbliebenen. Daher zahlte die Pensionskasse die 
Leistung begrenzt auf ein Sterbegeld an die Eltern als Erben aus. 
Das Finanzamt erfasste das Sterbegeld als sonstige Einkünfte.
Zu Recht, entschied das Finanzgericht Düsseldorf. Leistungen 
aus Altersvorsorgeverträgen seien gesetzlich explizit als sonstige 
Einkünfte erfasst. Die vorliegend geleistete Zahlung erfolge aus 
der Versicherung. Nur und gerade der Altersvorsorgevertrag 
hätte die Versicherung veranlasst, das Sterbegeld auszuzahlen. 
Dem Rechtsnachfolger zufließende nachträgliche Einkünfte seien 
ihm zuzurechnen; die vom Rechtsvorgänger (Erblasser) erzielten 
Einkünfte würden nicht nachträglich erhöht. Daraus resultierende 
Doppelbelastungen mit Einkommen und Erbschaftsteuer würden 
durch eine besondere Steuerermäßigung abgemildert.
Der Bundesfinanzhof muss abschließend entscheiden.

Sonstige Einkünfte:
Leistung aus Altersvorsorgevertrag

➔  Einkommensteuer ……………………………………………

Ehrenamtliche Betreuer
Aufwandsentschädigung

➔  Einkommensteuer ……………………………………………

Abgeltung des Urlaubs
Steuerpflicht?

➔  Einkommensteuer …………………………………………

Längere Auswärtstätigkeit
Erste Tätigkeitsstätte
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1	 Umsatzsteuervoranmeldungen und Lohnsteu-
eranmeldungen müssen grundsätzlich bis zum 
10. des dem Anmeldungszeitraum folgenden 
Monats (auf elektronischem Weg) abgegeben 
werden. Fällt der 10. auf einen Samstag, Sonn-
tag oder Feiertag, ist der nächste Werktag der 
Stichtag. Bei einer Säumnis der Zahlung bis zu 
drei Tagen werden keine Säumniszuschläge 
erhoben. Eine Überweisung muss so frühzeitig 
erfolgen, dass die Wertstellung auf dem Konto 
des Finanzamts am Tag der Fälligkeit erfolgt.

2	 Bei Zahlung durch Scheck ist zu beachten, dass die 
Zahlung erst drei Tage nach Eingang des Schecks 
beim Finanzamt als erfolgt gilt. Es sollte stattdessen 

eine Einzugsermächtigung erteilt werden.
3	 Für den abgelaufenen Monat, bei Vierteljahres-

zahlern für das vorangegangene Kalenderviertel-
jahr.

4	 Für den abgelaufenen Monat, bei Dauerfristver-
längerung für den vorletzten Monat, bei Viertel-
jahreszahlern ohne Dauerfristverlängerung für das 
abgelaufene Kalendervierteljahr.

5	 Die Sozialversicherungsbeiträge sind einheitlich 
am drittletzten Bankarbeitstag des laufenden Mo-
nats fällig. Um Säumniszuschläge zu vermeiden, 
empfiehlt sich das Lastschriftverfahren. Bei allen 
Krankenkassen gilt ein einheitlicher Abgabeter-
min für die Beitragsnachweise. Diese müssen 

der jeweiligen Einzugsstelle bis spätestens zwei 
Arbeitstage vor Fälligkeit (d. h. am 24.10.2019, 
0  Uhr) vorliegen. In den Bundesländern und 
Regionen, in denen der 31.10.2019 kein gesetz-
licher Feiertag (Reformationstag) ist, werden die 
Beiträge am 29.10.2019 fällig. Die Beitragsnach-
weise müssen dann bis zum 25.10.2019, 0 Uhr 
übermittelt werden. Wird die Lohnbuchführung 
durch extern Beauftragte erledigt, sollten die 
Lohn- und Gehaltsdaten etwa zehn Tage vor dem 
Fälligkeitstermin an den Beauftragten übermittelt 
werden. Dies gilt insbesondere, wenn die Fällig-
keit auf einen Montag oder auf einen Tag nach 
Feiertagen fällt.

Jeder, der ernsthaft erklärt, selbstständig tätig werden zu wollen, 
hat grundsätzlich Anspruch auf Erteilung einer Steuernummer für 
Umsatzsteuerzwecke. Dies gilt jedoch nicht, wenn Anhaltspunkte 
dafür bestehen, dass der Steuerpflichtige diese Steuernummer 
in betrügerischer Absicht verwenden wird. So entschied das 
Finanzgericht Berlin-Brandenburg.

Ein dem Finanzamt bereits seit längerer Zeit bekannter Steuer-
pflichtiger hatte wegen Aufnahme einer freiberuflichen Tätigkeit 
eine Steuernummer beantragt. In der Vergangen-
heit wurden mehrfach Umsatzsteuererklärun-
gen nicht abgegeben und die geschätzte Um-
satzsteuer nicht bezahlt. Das Finanzamt sah
deshalb den Steuerpflichtigen als
unzuverlässig an und versagte
die Erteilung der Steuernummer.
Der Bundesfinanzhof wird hier
endgültig zu entscheiden haben.

In Änderung seiner bisherigen Rechtsprechung hat der Bundesfi-
nanzhof entschieden, dass der Abschluss eines Kaufvertrags über 
ein Grundstück, dessen Vertragsgrundlage ein Kaufrechtsver-
mächtnis ist, der Grunderwerbsteuer unterliegt. Ein Vater hatte 
seine Tochter zur Alleinerbin bestimmt. Zugunsten seines Sohns 
hatte er auf der Rechtsgrundlage eines Vermächtnisses verfügt, 
dass der Sohn ein Ankaufsrecht auf eine Eigentumswohnung 
hatte. Der Ankaufspreis sollte sich aus dem Verkehrswert der 
Wohnung zum Zeitpunkt der Ausübung des Ankaufsrechts erge-
ben. Nach der Ausübung des Ankaufsrechts setzte das Finanzamt 
Grunderwerbsteuer auf den vertraglich vereinbarten Kaufpreis 
fest. Es wurde keine Grunderwerbsteuerbefreiung gewährt. Der 
Grundstückserwerb beruhe weder auf einer Nachlassteilung noch 
auf einer Grundstücksübertragung des Vaters auf den Sohn.
Der Bundesfinanzhof stimmte dem zu: Alleinige Erbin nach dem 
Tod des Vaters wurde die Tochter; auch bezüglich der fraglichen 
Eigentumswohnung. Das Kaufrechtsvermächtnis für den Sohn 
führte nur zu einem Anspruch gegenüber seiner Schwester, der 
Tochter des Erblassers. Erst der auf der Grundlage des Kauf-
rechtsvermächtnisses abgeschlossene Kaufvertrag führte zur 
Grunderwerbsteuerpflicht. Da es für den Grundstückserwerb 
zwischen Geschwistern keinen Befreiungstatbestand gibt, war 
die Festsetzung der Grunderwerbsteuer rechtens.

Eine Steuerpflichtige hatte Supervisionen für Einrichtungen der 
Wohlfahrtspflege sowie der Kinder- und Jugendhilfe geleistet. 
Gegenstand der Supervisionseinheiten war die Vermittlung der 
im beruflichen Alltag erforderlichen Kenntnisse der Mitarbeiter 
der Einrichtungen. Das Finanzamt meinte, die entsprechenden 
Einnahmen seien umsatzsteuerpflichtig.
Das Finanzgericht Münster entschied, dass Supervisionen, die 
als Unterrichtseinheiten von Privatlehrern erteilt werden, um-
satzsteuerfrei sein können. Entscheidend war, dass es bei den 
Supervisionsgesprächen nicht um die privaten Probleme der 
Teilnehmer gegangen sei, sondern um Handlungs- und Verhal-
tenskompetenz im Umgang mit der jeweiligen zu betreuenden 
Person. Diese Erkenntnisse seien bei der künftigen Arbeit der 
Betreuer und Erzieher anwendbar. Es habe sich deshalb um eine 
Lehrtätigkeit im Rahmen der beruflichen Fortbildung gehandelt, 
und diese sei umsatzsteuerfrei.
Das Gericht stellt weiterhin fest, dass die umsatzsteuerfreien 
Umsätze der Supervisionsleistungen nicht bei der Ermittlung des 
Gesamtumsatzes im Rahmen der Kleinunternehmerregelung zu 
berücksichtigen seien.
Der Bundesfinanzhof muss abschließend entscheiden.

➔  Grunderwerbsteuer ………………………

Kaufrechtsvermächtnis

Frage der
Steuerpflicht

➔  Umsatzsteuer …………………………………………………
Supervision durch Privatlehrer
Umsatzsteuerbefreiung möglich 

➔  Verfahrensrecht ……………………………………………

Erteilung einer USt-Steuernummer
Ablehnung möglich

USt-Steuernummer

Ich wurde im letzten Moment von meinem Freund zum 
Fußball-Finale München-Dortmund, eingeladen. Leider heirate ich an 
diesem Tag. Wenn du jemanden kennst, der Interesse hat, dann soll 
er kurz Bescheid sagen und vorbeischauen. Sie steht vor der Reinoldi-
kirche, ist 1,68 groß und trägt weiß.


